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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Stücklen, Lemmrich, Höcherl, Dr. Jobst, 
Dr. Dollinger, Dr. Warnke, Dr. Kunz (Weiden), Niegel, Röhner, Kiechle, Dr. Kempfier, 
Dr. Zimmermann, Dr. Mülier (München), Spiiker, Geriach (Obernau), Biehie, 

Dr. h. c. Wagner (Günzburg), Hösi und Genossen 
- Drucksache 7/2597 - 

betr. Bundesfernstraßenbau in Bayern 


Der Bundesminister für Verkehr hat mit Schreiben vom 5. No- 
vember 1974 - StB 1/20.70.50 / 1007 Bd 74 - die Kleine Anfrage 
wie folgt beantwortet: 

Im Rahmen der Ermittlungen zur Aufstellung des Bedarfsplanes 
für die Bundesfernstraßen ergaben sich aus der Addition der 
Einzelobjekte bestimmte Anteile der einzelnen Länder am Ge- 
samtumfang aller Maßnahmen der I. Dringlichkeit. An diesen 
Anteilen wurde seitens der Länder nicht selten Kritik geübt, da 
jedes Land mit einem größeren Mittelanteil berücksichtigt wer- 
den wollte. Dabei wurde in der Regel mit den Strukturdaten 
argumentiert, die aus der Sicht des jeweiligen Landes ein Maxi- 
mum an Mitteln versprachen. 

Bei dieser Betrachtungsweise wird jedoch übersehen, daß jedes 
Bundesland seine spezifischen Strukturdaten hat, und daß nicht 
isolierte Quotenwerte, sondern nur der nach einheitlichen Maß- 
stäben für das gesamte Bundesland ermittelte Straßenbedarf 
Grundlage der Planung und des Mitteleinsatzes sein kann. 

Bei der Ermittlung des gesamten Fernstraßenbedarfs haben die 
Strukturen aller Bundesländer Eingang gefunden. Eine Ände- 
rung in einem Lande würde somit zwangsläufig auch die Be- 
darfsanteile anderer Bundesländer nachträglich durchweg un- 
günstig beeinflussen. 


Zu den Fragen im einzelnen: 


1. In ihrer Broschüre „Die Leistungen des Bundes für den Frei- 
staat Bayern" sagt die Bundesregierung zur Kritik einzelner 
Länder; „Dabei wurde stets mit den Strukturdaten argumentiert, 
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die aus der Sidit des jeweiligen Landes ein Maximum an Mit- 
teln versprachen." 

a) Welche Strukturdaten hat die Bundesregierung als Grund- 
lage für die Quotenzuteilung im 1. Fünf jahresplan benützt? 

b) Wie verhält sidi die für Bayern gemäß Seite 7 der Broschüre 
veranschlagte Quote von 16,5 v. H. mit den der Bundesregie- 
rung bekannten Anteilen des Landes an den verwendeten 
Strukturdaten im einzelnen? 

c) Wie erklärt sich die Bundesregierung, daß mit 16,5 v. H. 
nicht einmal der auf Seite 10 der Broschüre genannte Anteil 
des Landes von 17,8 v. H. im kommunalen Straßenbau er- 
reicht wird, obwohl im Fernstraßenbau zum Einfluß des 
eigenen Kraftfahrzeugbestandes noch der Fremdenverkehr 
(Transit- und Urlauberverkehr) und die notwendige Erschlie- 
ßung strukturschwacher Räume hinzukommen? 

a) Maßstab für die Mittelplanung im 1. Fünf jahresplan waren 
der im Bedarfsplan ausgewiesene Fernstraßenbedarf und 
die darin ausgewiesene 1. Dringlichkeitsstufe. 

b) Eine Mittelaufteilung unmittelbar nach Strukturdaten, die 
sich in den einzelnen Bundesländern unterschiedlich darstel- 
len, wird entsprechend der Antwort zu Frage 1 a) nicht 
durchgeführt. Ein mittelbarer Einfluß der Strukturdaten auf 
die Höhe der zugewiesenen Beträge ist jedoch dadurch ge- 
geben, daß die wichtigsten verkehrserzeugenden Daten in 
die Berechnungen von Fernstraßenbedarf und Dringlichkeit 
eingegangen sind. Im übrigen wird auf die Antwort der Bun- 
desregierung auf die Kleine Anfrage betr. Bundesfern- 
straßenbau in Bayern (Drucksache 7/1408) vom 12. Dezember 
1973 verwiesen. 

c) Nach § 6 Abs. 2 Satz 4 des Gemeindeverkehrsfinanzierungs- 
gesetzes bemißt sich der Anteil für den kommunalen Stra- 
ßenbau nach dem prozentualen Anteil jedes Landes an dem 
Kraftfahrzeugbestand nach dem Stand vom 1. Juli des vor- 
vergangenen Jahres. Für den Bundesfernstraßenbau stellen 
der Kraftfahrzeugbestand, die Fremdenverkehrszahlen oder 
auch Daten strukturschwacher Räume einzelne ausgewählte 
Strukturwerte dar, die, für sich alleine betrachtet, nicht als 
Maßstab für die Höhe der zugewiesenen Beträge gelten 
können. Sie fließen jedoch, wie unter b) dargestellt, in die 
Berechnungen über den Fernstraßenbedarf ein. 


2. Bayern hatte im 1. Ausbauplan (1959 bis 1970) einen Anteil von 
18,9 V. H. Da dieser Anteil nicht ganz ausreichte, um mit der 
Entwicklung des Bundesgebietes Schritt zu halten, stellte der 
damalige Bundesverkehrsminister Leber am 23. Juni 1969 der 
bayerischen Öffentlichkeit für den neuen Ausbauplan einen 
Anteil von etwa 25 v. H. in Aussicht und forderte das Land 
auf, die entsprechenden Planstellen zu schaffen. 

a) Wie erklärt es sich die Bundesregierung, daß dann nach 
Bildung der sozialliberalen Koalition ohne vorherige Füh- 
lungnahme mit dem Land im Frühjahr 1970 trotz der bekann- 
ten Schwerpunkte durch die olympiabedingten Maßnahmen 
und den Autobahnring München der Anteil statt erhöht un- 
verhältnismäßig stark auf 16,5 v. H. gekürzt wurde? 

b) Wie verhält sich diese Kürzung mit der Erklärung der Bun- 
desregierung, daß es ihr Anliegen sei, die Flächenstaaten 
und die strukturschwachen Gebiete einschließlich des Zonen- 
randgebietes beim Straßenbau mit Vorrang zu bedienen? 

c) Ist die Bundesregierung bereit, aus dem ihr nunmehr vor- 
liegenden Gutachten der Professoren Müller / Schaechterle 
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bei der Aufstellung des 2. Fünf jahresplanes und der Fort- 
schreibung des Bedarfsplanes die entsprechenden, darin auf- 
gezeigten Konsequenzen zu ziehen? 

a) Eine Äußerung des früheren Bundesverkehrsministers Leber 
gegenüber der bayerischen Öffentlichkeit in diesem Sinne 
ist nicht bekannt. Es kann daher auch nicht von einer Kür- 
zung des bayerischen Anteils die Rede sein. Bedarfs- und 
schwerpunktorientierte Mittelzuweisung bringt zwangsläufig 
Schwankungen der Länderanteile nach oben und unten mit 
sich. Schwerpunktmaßnahmen, die in einzelnen Ländern vor- 
rangig zu bedienen sind, wirken sich daher auch auf die 
übrigen Länder aus. 

Es entspricht nicht den Tatsachen, daß zwischen den Ländern 
und dem Bund keine Fühlungnahme bestand. So ist bei- 
spielsweise der 1. Fünf jahresplan mit allen Bundesländern 
eingehend erörtert worden. 

b) Bei der Aufstellung des Bedarfsplanes wurde die Erschlie- 
ßung der strukturschwachen Gebiete berücksichtigt. Der Be- 
darfsplan enthält daher eine Reihe neuer Bundesfernstraßen, 
die vorwiegend diesen Zielen dienen, die jedoch von der 
zu erwartenden Verkehrsbelastung allein nicht zu begrün- 
den wären. 

c) In dem von der bayerischen Staatsregierung in Auftrag ge- 
gebenen Gutachten der Professoren Schaechterle / Müller 
wird die Forderung nach einem mindestens 20 %igen Anteil 
an den Mitteln für Bundesfernstraßen aufgestellt. 

Diese Forderung gründet sich auf eine Auswahl von Struk- 
turdaten. Hierzu wird auf die Antwort zu Frage 1 verwie- 
sen. Auf gutachterliche Grundlage stützen sich beispiels- 
weise auch Forderungen des Landes Nordrhein-Westfalen 
an den Bundesfernstraßenhaushalt in Höhe von etwa 27 v. H. 
Würden auch die übrigen Länder feste Quoten aufgrund von 
Strukturwerten ihres Landes nachweisen und beanspruchen, 
so würden mit Sicherheit Forderungen von insgesamt weit 
mehr als 100 v. H. gestellt werden. 


3. Um wieviel stieg der Bundesfernstraßenhaushalt in den vier 
Jahren von 1971 bis 1974 gegenüber dem vorhergehenden 
3. Vier jahresplan (1967 bis 1970) absolut und in Prozent 

a) beim Länderanteil insgesamt, 

b) beim Anteil Bayerns? 

Der Bundesfernstraßenhaushalt stieg in den Jahren 1971 bis 
1974 gegenüber dem vorhergehenden 3. Vier jahresplan (1967 
bis 1970) 

Mio DM V. H. 

a) beim Länderanteil insgesamt um 5 093,2 = 29,6 

b) beim Anteil Bayern um 479,4 = 14,9 


4. Nach Seite 7 der Broschüre „Die Leistungen des Bundes für 
Bayern“ soll Bayern im 1, Fünf jahresplan insgesamt nur 
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16,7 V. H. erhalten. Wie gedenkt die Bundesregierung den durch 
drastische Kürzung des bayerischen Anteils dann schon fünf- 
jährigen Rückschritt gegenüber der allgemeinen Entwicklung 
des Bundesgebietes im 2. Fünfjahresplan bei Bayern wieder 
auszugleichen? 

Aufgrund der Erhebungen über Verkehrsmengen und über die 
Qualität des Straßennetzes nach einheitlichen Kriterien im ge- 
samten Bundesgebiet kann von einem Rückstand Bayerns nicht 
gesprochen werden. Im übrigen wird auch künftig, so beispiels- 
weise bei der Fortschreibung der Bundesfernstraßenpläne im 
Rahmen der Bundesverkehrswegeplanung, bedarfsorientiert 
vorgegangen. In die Überprüfung des Bedarfsplanes werden die 
Vorschläge und Anregungen der Bundesländer einbezogen und 
bewertet. Erst danach werden nach einheitlichen Kriterien die 
Bauprogramme gestaltet. 


5. Die Bundesregierung trifft auf Seite 17 ihres Kursbuches für die 
Verkehrspolitik „Der Mensch hat Vorfahrt" die Aussage: „mehr 
Mittel für den öffentlichen Personennahverkehr in Ballungs- 
gebieten, in schwachstrukturierten Gebieten aber mehr Mittel 
für den Straßenbau." 

a) Wie wird die Bundesregierung diese Aussage bei der Auf- 
stellung des 2. Fünfjahresplanes in die Tat umsetzen? 

b) Wird sie bei der Fortschreibung des Ausbauplanes diese 
Aussage auch bei der für die Berechnung der künftigen Ver- 
kehrsbelastungen in erster Linie ausschlaggebenden Netz- 
gestaltung entsprechend berücksichtigen und den in den 
Ballungsbereichen anfallenden starken regionalen Verkehr 
mehr den kommunalen Verkehrseinrichtungen zuweisen? 

c) Wird die Bundesregierung bei der Aufstellung des 2. Fünf- 
jahresplanes auch den starken Ferienreiseverkehr in den 
Monaten Mai bis Oktober voll berücksichtigen, der das 
Bundesfernstraßennetz in Bayern stark belastet und der im 
1. Fünf jahresplan unzureichend in Ansatz gebracht wurde? 

d) Wie will die Bundesregierung bei der Fortschreibung des 
Bedarfsplanes den Verpflichtungen aus § 4 des Zonenrand- 
gebietes nachkommen? 

e) Ist die Bundesregierung bereit, zur Sicherstellung der Be- 
dürfnisse des Zonenrandgebietes hierfür einen Sockelbetrag 
im Bundeshaushalt einzubringen und anteilmäßig auf die 
betroffenen Länder aufzuteilen? 

a) Das Kursbuch für die Verkehrspolitik liegt den weiteren 
Planungen nach wie vor zugrunde. Die Aussage, den Straßen- 
bau in den Gebieten zu fördern, in denen kein oder nur 
ein geringer Bedarf an schienengebundenen Verkehrsmitteln 
vorhanden ist, wird auch über das Jahr 1975 hinaus gültig 
bleiben. 

b) Die Bundesregierung ist bemüht, bei der Überarbeitung der 
Verkehrswegeplanungen des Bundes durch eine entspre- 
chende Straßennetzgestaltung einen Beitrag für ein ausge- 
wogenes Verhältnis zwischen dem öffentlichen Personennah- 
verkehr und dem Individualverkehr in Ballungsgebieten zu 
erreichen. Gezielte Förderungsmaßnahmen für den öffent- 
lichen Personennahverkehr werden das Belastungsbild der 
Bundesfernstraßen beeinflussen, was sich somit auch auf den 
Fernstraßenbedarf in diesen Gebieten im Einzelfall auswir- 
ken kann. 

c) Bei der Aufstellung des Bedarfsplanes wurde auch der Frei- 
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zeitverkehr (Wochenend- und Urlaubsreiseverkehr) berück- 
sichtigt. Diese Verkehrsarten werden auch bei den weiteren 
Planungen Berücksichtigung finden. Die Bemessung von ge- 
planten Bundesfernstraßen allein nach den Spitzenbelastun- 
gen in der Hauptreisezeit bzw. an Wochenenden kann je- 
doch aus wirtschaftlichen Gründen nicht vertreten werden. 
Lang andauernde hohe Verkehrsbelastungen während der 
Urlaubsreisezeit werden sich jedoch bei der Planung aus- 
wirken. 

d) und e) Die Bundesregierung wird auch weiterhin bei der 
Fortschreibung der Straßenbaupläne des Zonenrandgebiets 
gemäß § 4 des Zonenrandförderungsgesetzes besonders be- 
rücksichtigen. Sie ist jedoch der Auffassung, daß sich dieses 
Ziel eher durch eine maßnahmeorientierte Planung erreichen 
läßt als durch Ausbringung eines Sockelbetrages. 
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